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»Jeder trägt Verantwortung«
ANTISEMITISMUS Georg Eisenreich über Meldestellen und Lücken in der Strafverfolgung

Stadtrat in München, Abgeordneter 
des Landtags und seit November 
2018 bayerischer Justizminister: 
Georg Eisenreich (48) hat trotz sei-

nes »jugendlichen Alters« eine steile poli-
tische Karriere hinter sich. Mit der Israeli-
tischen Kultusgemeinde ist er seit Jahren 
eng verbunden. Immer wieder hatte er 
während seiner Amtszeit als Staatsekretär 
im Kultusministerium mit Charlotte Knob- 
loch und der jüdischen Gemeinde zu tun. 
Beim Thema Antisemitismus gibt es für 
ihn keinerlei Spielraum, sagt Eisenreich.

Herr Eisenreich, in einigen Bundesländern 
gibt es noch keinen Antisemitismusbeauf-
tragten, Bayern hat einen bei der Staats-
regierung und jeweils einen bei den Ge-
neralstaatsanwaltschaften in München, 
Nürnberg und Bamberg. Ist das Problem 
im Freistaat denn besonders groß?
Nein, wir in Bayern legen aber besonderen 
Wert darauf, konsequent auf den Anstieg 
antisemitisch motivierter Vorfälle und 
Straftaten in ganz Deutschland zu reagie-
ren. Wachsender Antisemitismus ist in 
ganz Europa ein Problem. Wir ziehen nur 
eine klare Grenze und handeln entschlos-
sen. Antisemitismus hat bei uns keinen 
Platz, und die Antisemitismusbeauftragten 
leisten hierzu einen wichtigen Beitrag.

Was machen sie genau?
Zu den Zielsetzungen der Antisemitis-
musbeauftragten bei den Generalstaats-
anwaltschaften zählen die einheitliche 
Rechtsanwendung bei der Bearbeitung an-
tisemitischer Delikte und die Koordination 
von Ermittlungen, die bei verschiedenen 
Staatsanwaltschaften geführt werden. Der 
Beauftragte ist zudem bei antisemitischen 
Straftaten der zentrale Ansprechpartner 
für Behörden im In- und Ausland und für 
jüdische Einrichtungen und Betroffene.

Ludwig Spaenle, der Antisemitismus-
beauftragte der Staatsregierung, ist seit 
knapp einem Jahr im Amt, die Beauftrag-
ten bei den Generalstaatsanwaltschaften 
seit wenigen Monaten. Hat ihre Arbeit 
schon Erfolge gebracht?
Die Beauftragten sind in ständigem Kon-
takt mit den Staatsanwaltschaften vor Ort. 
So entsteht eine noch höhere Sensibilität 
für mögliche antisemitische Hintergründe 
von Taten. Diese können dann auch bei der 
Strafzumessung berücksichtigt werden. Au-
ßerdem ist in der kurzen Zeit ein reger Aus-
tausch der Beauftragten untereinander und 
auch mit den jüdischen Gemeinden und zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren entstanden. 
Das ist auch nötig, denn der Kampf gegen 
Antisemitismus gelingt nur mit vereinten 
Kräften von Staat und Gesellschaft.

Ludwig Spaenle hat angekündigt, eine 
Meldestelle einzurichten. Was verbirgt 
sich dahinter?
Mit dieser Einrichtung sollen alle Fälle von 
Judenfeindlichkeit erfasst werden, auch die 
unterhalb der Schwelle zur Strafbarkeit. 
So lassen sich die Dimensionen des Anti-
semitismus besser abbilden. Parallel dazu 
wollen wir bei der Justiz einheitliche Richt-
linien für die Verfolgung antisemitischer 

Straftaten erreichen. Erste Schritte wurden 
bereits eingeleitet.

Wie sehen diese Schritte aus?
Den Staatsanwaltschaften wurden konkre-
te Maßgaben für die Behandlung von Fäl-
len mit antisemitischem Hintergrund an 
die Hand gegeben. Zum einen geht es da-
rum, dass eine nachdrückliche Verfolgung 
antisemitischer Straftaten grundsätzlich 
im öffentlichen Interesse liegt. Das heißt 
zum Beispiel, dass in aller Regel keine Ver-
weise auf den Privatklageweg erfolgen sol-
len, sondern diese Delikte von der Staats-
anwaltschaft selbst zur Anklage gebracht 
werden. Die Staatsanwaltschaften wurden 
zudem darauf hingewiesen, dass für die 
Frage nach dem Vorliegen einer antisemi-
tischen Straftat die Arbeitsdefinition der 
International Holocaust Remembrance 
Alliance (IHRA) maßgeblich ist. Diese De-
finition ist eine Schlüsselfrage, denn An-
tisemitismus hat viele Motive: religiöse, 
rassistische, politische. Auch ein Teil der 
Kritik an Israel ist antisemitisch. Die Politik 
Israels darf kritisiert werden. Wer aber den 
Staat Israel dämonisiert, delegitimiert oder 
doppelte Standards anlegt, der kritisiert 
nicht, der agitiert. Das darf nicht salonfä-
hig werden. Die bayerische Staatsregie-
rung bekämpft den Judenhass in allen For-
men, auf allen Ebenen – politisch, juristisch, 
von der Schule bis zum Strafvollzug. Dafür 
sind aber auch gesetzliche Anpassungen 
dringend notwendig.

Wie sollen diese Anpassungen Ihrer Mei-
nung nach aussehen?
Dazu gehört etwa ein härteres Vorgehen ge-
gen Beleidigungen im Internet, wo sich ein 
Großteil solcher Straftaten abspielt. Anfein-
dungen im Netz haben eine größere Reich-
weite, sind oft enthemmter und praktisch 
nicht mehr aus der Welt zu schaffen. Das Leid 
der betroffenen Opfer ist dementsprechend 
besonders groß. Hier muss sich der Gesetz-
geber im Bund bewegen. Unsere Vorschläge 
liegen auf dem Tisch. Dasselbe gilt für Straf-
barkeitslücken bei der Volksverhetzung.

Strafbarkeitslücken bei Volksverhetzung: 
Könnten Sie das zum besseren Verständ-
nis an einem Beispiel erläutern?
Wenn Personen aus Deutschland gezielt ins 
Ausland reisen, um dort volksverhetzende 
und antisemitische Inhalte, die sich gezielt 
an inländische Adressaten richten, ins Inter-
net stellen, kann es Probleme bei der Straf-
verfolgung geben. Vor allem dann, wenn die 
Inhalte in dem jeweiligen Land nicht straf-
bar sind. Bayern hat auf diesen Sachverhalt 
bereits im vergangenen Juni in der Justizmi-
nisterkonferenz hingewiesen und mit einem 
Antrag, der auch von den anderen Ländern 
unterstützt wurde, eine Nachbesserung bei 
der Bundesjustizministerin angemahnt. Das 
Strafrecht muss jüdischen Bürgerinnen und 
Bürgern bestmöglichen Schutz bieten.

Im Januar wurde eine Eurobarometer-
Umfrage veröffentlicht. Danach nehmen 

36 Prozent der Gesamtbevölkerung in Eu-
ropa zunehmenden Antisemitismus wahr. 
In Deutschland sind es sogar 61 Prozent 
und unter jüdischen Menschen gar 90 
Prozent. Wurde diese Entwicklung ver-
schlafen?
Antisemitismus hat in der öffentlichen 
Wahrnehmung lange Zeit eine eher unter-
geordnete Rolle gespielt und unterlag oft 
dem zu einfachen Strickmuster, dass An-
tisemitismus fast nur von rechts kommt. 
Statistiken zufolge ist der größte Teil die-
ser Straftaten rechtsextrem motiviert. Al-
lerdings zeigt sich genauso deutlich, dass 
Judenhass auch von links kommt und auch 
aus den Ländern Nordafrikas, dem Nahen 
und Mittleren Osten importiert wurde und 
wird.

Sie haben kürzlich gesagt, für die Sicher-
heit sei der Staat zuständig, Sie zum Bei-
spiel oder der Innenminister. Aber es gebe 
auch viele Situationen, bei denen nicht 
Leib und Leben bedroht sind, sondern das 
Gefühl, hier zu Hause zu sein. Was mei-
nen Sie damit?
Die Bekämpfung von Antisemitismus ist 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Je-
der Einzelne trägt hier Verantwortung. Wir 
müssen sicherstellen, dass sich jüdische 
Bürgerinnen und Bürger in ihrer bayeri-
schen Heimat weiter wohlfühlen.

g Mit dem bayerischen Justizminister 
sprach Helmut Reister. 

Filmvorführung nach einstweiliger Verfügung
EINE-WELT-HAUS Die städtische Einrichtung ist wegen ihrer Nähe zur BDS-Bewegung erneut in die Kritik geraten

Wegen seiner Nähe zur antiisraelischen 
BDS-Bewegung gab es in der vergangenen 
Woche erneut Ärger mit dem Eine-Welt-
Haus in der Schwanthalerstraße. Ein von 
der Stadt (Kulturreferat) erlassenes Verbot 
zur Vorführung des Films Broken, der sich 
mit den Sperranlagen zwischen Israel und 
dem Westjordanland beschäftigt, wurde 
am Freitagnachmittag vom Landgericht 
München per einstweiliger Verfügung 
wieder aufgehoben.

Noch unmittelbar vor der Gerichtsent-
scheidung war Oberbürgermeister Dieter 
Reiter davon ausgegangen, dass die Ver-
anstaltung der »Jüdisch-Palästinensischen 
Dialoggruppe« (JPDG) nicht im Eine-Welt-
Haus stattfinden würde. Entsprechend äu-
ßerte er sich in einem Gespräch mit Char-
lotte Knobloch am Freitag. 

Die Präsidentin der Israelitischen Kul-
tusgemeinde München und Oberbayern 

blickt schon seit längerer Zeit mit Sorge 
auf das Verhalten der BDS-Unterstützer, 
die Israel die Existenzberechtigung ab-
sprechen und zum Boykott des Landes 
aufrufen. »Teile der BDS-Bewegung«, stellt 
sie fest, »sind auch klar antisemitisch.«

Auf dieser Grundlage hatte der Münch-
ner Stadtrat im Dezember 2017 mit großer 
Mehrheit beschlossen, BDS-Unterstützern 
keine städtischen oder von der Stadt sub-
ventionierten Räumlichkeiten mehr zur 
Verfügung zu stellen. Charlotte Knobloch 

hatte diese Entscheidung ausdrücklich be-
grüßt. 

Antisemitische Tendenzen im Eine-
Welt-Haus hatten im vergangenen Jahr 
sogar für einen Eklat gesorgt. Aus Protest 
gegen antisemitische Äußerungen waren 
die Stadträte Marian Offman (CSU) und 
Dominik Krause (Grüne) von ihrem Amt 
im Beirat des Eine-Welt-Hauses, das von 
der Stadt jährlich mit 300.000 Euro un-
terstützt wird, zurückgetreten. Offman ist 
auch Mitglied im Vorstand der IKG.

Mit einer Protestnote und der Forderung 
nach einer konsequenten Umsetzung des 
Stadtratsbeschlusses hatte sich auch die 
Aktionsgruppe »Münchner Bürger gegen 
Antisemitismus und Israelhass« im Vor-
feld der geplanten Filmvorführung an den 
Oberbürgermeister gewandt. Vergeblich, 
wie sich jetzt nach der Gerichtsentschei-
dung herausstellte.  hr

Meisterwerk
FILMGESPRÄCH In der Reihe »Suchers 
Welt« spricht der Theaterkritiker und 
Autor C. Bernd Sucher am Donnerstag, 
21. März, 19 Uhr, im NS-Dokumenta-
tionszentrum, Max-Mannheimer-Platz 
1, mit Direktorin Mirjam Zadoff über 
Ernst Lubitschs Meisterwerk To be or not 
to be – Sein oder Nichtsein und des-
sen Bedeutung für die Gegenwart. Der 
Film aus dem Jahr 1942 behandelt den 
Widerstand eines Theaterensembles in 
Warschau gegen die deutschen Inva-
soren. Karten für Filmvorführung und 
-gespräch sind für zwölf, ermäßigt sechs 
Euro an der Abendkasse erhältlich.  ikg

Epos
BUCHVORSTELLUNG Daniel Men-
delsohn kommt mit seinem neuen, im 
Siedler-Verlag erschienenen Roman Eine 
Odyssee. Mein Vater, ein Epos und ich am 
Donnerstag, 21. März, 20 Uhr, ins Litera-
turhaus, Salvatorplatz 1. Das homerische 
Epos wird zum Ausgangspunkt universell 
aktueller Themen wie Familie, Identität, 
Heimat. Es moderiert Tobias Döring von 
der Ludwig-Maximilians-Universität, Axel 
Wostry liest. Karten sind telefonisch zu 
reservieren unter 089/29 19 34 27.  ikg

Demokratie
VORTRAG Der Beauftragte der baye-
rischen Staatsregierung für jüdisches 
Leben und gegen Antisemitismus, für 
Erinnerungsarbeit und geschichtliches 
Erbe, Ex-Staatsminister Ludwig Spaenle, 
lädt in Kooperation mit der Ludwig-
Maximilians-Universität am Dienstag, 26. 
März, 18 Uhr, in die Kleine Aula der Uni-
versität, Geschwister-Scholl-Platz 1, ein. 
Es spricht der Vorsitzende des Zentralrats 
Deutscher Sinti und Roma, Romani Rose. 
Sein Vortrag lautet »Minderheiten-
schutz und Demokratie: Ausblick nach 
einem Jahr Staatsvertrag mit Sinti und 
Roma in Bayern«. Um Anmeldung wird 
gebeten per E-Mail unter antisemitis-
musbeauftragter@stmuk.bayern.de.  ikg

Kabarett
SOLO In der Reihe »Humor verbindet« 
gastiert am Montag, 1. April, 19 Uhr, der 
Kabarettist Christian Springer im Jüdi-
schen Gemeindezentrum am Jakobsplatz. 
Unter dem Motto »Frustlos einmischen« 
präsentiert er sein Solo »zwischen 
bayerischem Protest und humanitärem 
Tun«. Danach beantwortet der vielfach 
ausgezeichnete Kabarettist, der sich nicht 
heraushält, sondern engagiert handelt, 
Fragen des Psychologen und Stressexper-
ten Louis Lewitan. Karten sind in drei 
Kategorien zu 20, 15 oder zehn Euro ab 
sofort im Vorverkauf im Büro des IKG-
Kulturzentrums unter der Telefonnum-
mer 089/202 40 04-91 oder per E-Mail 
unter karten@ikg-m.de erhältlich.  ikg

WIZO
BENEFIZABEND Der Vorstand der WIZO 
München lädt am Samstag, 6. April, 20 
Uhr, zu einem Wohltätigkeitsabend unter 
dem Motto »Saturday Night Fever« ins 
Theaterhaus, Botanikum, Feldmochinger 
Straße 76–79, ein. Die Schirmherrschaft 
hat IKG-Präsidentin Charlotte Knobloch 
übernommen. Nicole Faktor spricht als 
Präsidentin der WIZO Deutschland. Als 
DJ begleitet »Dinner 6 Dance« Sivan 
Neuman. Der Erlös des Abends geht an 
das »WIZO Hot Meal Project«. Schrift-
liche Voranmeldung ist bis 25. März 
unbedingt erforderlich per E-Mail unter 
wizomuenchenev@aol.com oder per Fax 
unter der Nummer 089/54 80 26 78.  ikg

Mit der jüdischen Gemeinde eng verbunden: Georg Eisenreich im Gespräch mit IKG-Präsidentin Charlotte Knobloch 

»Frustlos einmischen«: Christian Springer
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Umstritten: das Eine-Welt-Haus in der Schwanthalerstraße
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Foto: Marina Maisel


